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Jahrgang 1989 Ausgegeben am 10. Feber 1989 32. Stück

8 1 . Verordnung: Übertragung von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes
8 2 . Verordnung: Übertragung von Buchhaltungsaufgaben
8 3 . Verordnung: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an die ausländischen Delegationen, das

Exekutivsekretariat sowie die Bediensteten des Exekutivsekretariats der Verhandlungen
über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, welche im Rahmen der KSZE
stattfinden

8 4 . Verordnung: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an die ausländischen Delegationen, den
Administrator, das Büro des Administrators sowie die Bediensteten des Büros des Admi-
nistrators der Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa, welche im
Rahmen des KSZE-Prozesses stattfinden

8 1 . Verordnung des Bundeskanzlers vom
26. Jänner 1989 betreffend die Übertragung
von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundes-

haushaltsgesetzes

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaus-
haltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:

Die im § 5 Abs. 4 des Bundeshaushaltsgesetzes
aufgezählten Aufgaben werden

1. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Klagenfurt,

2. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Linz,

3. der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung Linz,

4. der Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen Linz,

5. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Salzburg,

6. der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung Salzburg,

7. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Graz,

8. der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung Graz,

9. der Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen Graz,

10. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Innsbruck,

11. der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung Innsbruck,

12. der Bundesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchung Innsbruck,

13. der Bundesstaatlichen bakteriologisch-sero-
logischen Untersuchungsanstalt Wien,

14. der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung und -forschung Wien,

15. der Bundesanstalt für chemische und phar-
mazeutische Untersuchungen Wien,

16. dem Bundesstaatlichen Serumprüfungsinsti-
tut/Bundesstaatliche Impfstoffgewinnungs-
anstalt Wien,

17. der Bundesstaatlichen Anstalt für experimen-
tell-pharmakologische und balneologische
Untersuchungen,

18. der Bundesanstalt für Tierseuchenbekämp-
fung Mödling,

19. der Bundesanstalt für Virusseuchenbekämp-
fung bei Haustieren Wien,

übertragen und diese werden somit zu anweisenden
Organen im Sinne des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundes-
haushaltsgesetzes erklärt.

Vranitzky

8 2 . Verordnung des Bundeskanzlers vom 26. Jänner 1989 betreffend die Übertragung von
Buchhaltungsaufgaben

Auf Grund des § 6 Abs. 1 des Bundeshaushaltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales, dem Bundesminister für Finanzen und dem Rechnungs-
hof verordnet:
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Im Wirkungsbereich des haushaltsleitenden Organs Bundeskanzler werden für die nachstehenden
anweisenden Organe die im § 7 des Bundeshaushaltsgesetzes angeführten Buchhaltungsaufgaben der
Buchhaltung folgender anweisender Organe übertragen:

Vranitzky
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83 . Verordnung der Bundesregierung vom
31. Jänner 1989 über die Einräumung von Pri-
vilegien und Immunitäten an die ausländischen
Delegationen, das Exekutivsekretariat sowie
die Bediensteten des Exekutivsekretariats der
Verhandlungen über Vertrauens- und sicher-
heitsbildende Maßnahmen, welche im Rahmen

der KSZE stattfinden

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Bundesgesetzes,
BGBl. Nr. 677/1977, über die Einräumung von Pri-
vilegien und Immunitäten an internationale Orga-
nisationen wird verordnet:

§ 1. Den ausländischen Delegationen der Teil-
nehmerstaaten der Verhandlungen über vertrauens-
und sicherheitsbildende Maßnahmen, welche im
Rahmen der KSZE stattfinden, werden Privilegien
und Immunitäten im gleichen Umfang eingeräumt,
wie sie den Ständigen Vertretungen und ihren Mit-
gliedern bei den Vereinten Nationen in Wien auf
Grund von bestehenden Verträgen eingeräumt wer-
den.

§ 2. Dem Exekutivsekretariat der Verhandlungen
über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah-
men, welche im Rahmen der KSZE stattfinden, und
den Bediensteten des Exekutivsekretariats werden
Privilegien und Immunitäten im gleichen Umfang
eingeräumt, wie sie den Vereinten Nationen in
Wien und ihren vergleichbaren Angestellten auf
Grund von bestehenden Verträgen eingeräumt wer-
den.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Februar 1989
in Kraft.

Vranitzky Löschnak Neisser Graf Dallinger
Lacina Blecha Foregger Lichal Flemming
Hawlicek Streicher Tuppy

84. Verordnung der Bundesregierung vom
31. Jänner 1989 über die Einräumung von Pri-
vilegien und Immunitäten an die ausländischen
Delegationen, den Administrator, das Büro
des Administrators sowie die Bediensteten des
Büros des Administrators der Verhandlungen
über konventionelle Streitkräfte in Europa,
welche im Rahmen des KSZE-Prozesses statt-

finden

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Bundesgesetzes,
BGBl. Nr. 677/1977, über die Einräumung von Pri-
vilegien und Immunitäten an internationale Orga-
nisationen wird verordnet:

§ 1. Den ausländischen Delegationen der Teil-
nehmerstaaten der Verhandlungen über konventio-
nelle Streitkräfte in Europa, welche im Rahmen des
KSZE-Prozesses stattfinden, werden Privilegien
und Immunitäten im gleichen Umfang eingeräumt,
wie sie den Ständigen Vertretungen und ihren Mit-
gliedern bei den Vereinten Nationen in Wien auf
Grund von bestehenden Verträgen eingeräumt wer-
den.

§ 2. Dem Administrator, dem Büro des Admini-
strators sowie den Bediensteten des Büros des
Administrators der Verhandlungen über konventio-
nelle Streitkräfte in Europa, welche im Rahmen des
KSZE-Prozesses stattfinden, werden Privilegien
und Immunitäten im gleichen Umfang eingeräumt,
wie sie den Vereinten Nationen in Wien und ihren
vergleichbaren Angestellten auf Grund von beste-
henden Verträgen eingeräumt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Februar 1989
in Kraft.

Vranitzky Löschnak Neisser Graf Dallinger
Lacina Blecha Foregger Lichal Flemming
Hawlicek Streicher Tuppy
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